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Die Eckpunkte zum Gesetz gegen digitale Gewalt. Kleine Schritte in die 

richtige Richtung – mehr aber auch nicht  

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) konstatiert in einer ausführlichen Stellungnahme zum 

Eckpunktepapier für ein Gesetz gegen digitale Gewalt des Bundesministeriums der Justiz: Das 

Papier stellt lediglich einen ersten (zögerlichen) Schritt zu einem „echten Gewaltschutzgesetz“ 

dar.  

„Wenn es um digitale Gewalt geht, darf das Netz kein rechtsfreier Raum sein. Frauen sind 

besonders von Hatespeech, Beleidigungen, aber auch Verletzungen des Rechts am eigenen 

Bild und/oder der sexuellen Selbstbestimmung betroffen, digitale Gewalt hat eine Geschlech-

terdimension,“ betont djb-Präsidentin Prof. Dr. Maria Wersig. „Die im Eckpunktepapier jetzt 

vorgesehenen drei Einzelmaßnahmen bleiben weit hinter dem zurück, was im Kampf gegen 

digitale Gewalt erforderlich, von der Bundesregierung im Koalitionsvertrag angekündigt und 

von dieser zu erwarten gewesen wäre." 

Der djb begrüßt die Stärkung des privaten Auskunftsverfahrens. Je niedrigschwelliger Perso-

nen, deren Rechte nachweislich verletzt wurden, auf richterliche Anordnung hin Kenntnis von 

der Identität der Verletzer*innen erlangen können, desto erfolgsversprechender ist die sich 

anschließende Rechtsdurchsetzung. Unterstützenswert ist auch die Neueinführung richterlich 

angeordneter Accountsperren und eine Ausweitung der Zuständigkeit des „inländischen Zu-

stellungsbevollmächtigten“. Es fehlen aber zentrale Maßnahmen, wie Verbandsklagerechte 

und Opferschutzmaßnahmen.  

Dringender Handlungsbedarf besteht bei Nachschärfungen im Zivil- und Strafrecht und beim 

Ausbau von Beratungsstrukturen. Zwingend notwendig sind verpflichtende Fortbildungen für 

Justiz, Staatsanwaltschaft und Polizei, in deren Rahmen für die geschlechtsspezifische Dimen-

sion digitaler Gewalt sensibilisiert wird. Bei der Bekämpfung digitaler Gewalt geht es nicht nur 

um den Schutz Einzelner, sondern vor allem um den Erhalt einer wehrhaften Demokratie und 

die Sicherung der Teilhabe am öffentlichen Diskurs. Antifeminismus, Hass gegen Frauen und 

Menschen der LGBTQ* Community finden im Netz Bedingungen, die sich verstärkend auswir-

ken und das Entstehen extremistischer Strömungen begünstigen. Diese Dimension verkennt 

das Eckpunktepapier und wird damit dem wesentlichen Aspekt des Phänomens digitaler Ge-

walt nicht gerecht.  
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